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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Europa ist und bleibt Kern 
unserer Außenpolitik 
jfftr die Europapolitik hat Bundeskanzler Helmut 
**°hl in seiner Haushaltsrede im Deutschen 
Bundestag am 8. November während der nächsten 
2^ei Jahre ein schwieriges innen- und außenpoliti- 
ches Umfeld vorausgesagt. 

°n der Bundesrepublik werde nämlich die Über- 
Uahme größerer internationaler Verantwortung gerade 
jn einer Zeit erwartet, in der alle Nachbarn Deutsch- 
et! mit sehr viel intensiveren Blicken betrachten als 

n°ch in der Zeit des kalten Krieges. 

|le Bundesregierung habe in den vergangenen zehn 
ahren eine neue europäische Dynamik entwickelt und 
^einsam mit Frankreich Europa auf das richtige 

•eis gebracht. Unseren Nachbarn müsse aber auch 
largemacht werden: 

j.as wiedervereinigte Deutschland läßt sich nicht iso- 
eren und neutralisieren, sondern wird die Bindung an 
>e NATO und die Europäische Union beibehalten 

in \ (?a^e' gleichzeitig für zukünftige Entwicklungen 
^ittelost- und Südosteuropa offen sein, 

b 

u 
Undeskanzler Helmut Kohl: „Ich bleibe dabei, für 

&.s deutsche kann die Gleichung nur heißen: Wir sind 
r die Vertiefung der Europäischen Union, und wir 

Q d für die Erweiterung der Europäischen Union. Die 
ni

st§renze Deutschlands, die Oder-Neiße-Linie, darf 
ht die Ostgrenze der Europäischen Union sein." 

(Die Rede des Bundeskanzlers im Wortlaut: 
Öok ̂ mentation im grünen Teil dieser Ausgabe) 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Die SPD verläßt die Mitte 

Zur Wahl von Oskar Lafontaine zum 
Parteivorsitzenden der SPD am 
16. November in Mannheim erklärte 
Generalsekretär Peter Hintze: 

Die putschartige Abwahl Rudolf Schar- 
pings ist nichts anderes als eine Ver- 
zweiflungstat der SPD-Delegierten: 
Denn mit Oskar Lafontaine verabschie- 
det sich die SPD endgültig 
von dem Versuch, in die 
Regierungsfähigkeit der po- 
litischen Mitte vorzustoßen. 
Statt dessen hat sie sich für 
einen ausgewiesenen Links- 
kurs und für eine gefährli- 
che Linksfront-Strategie 
entschieden. 

Lafontaine steht für ausu- 
fernde Staatsverschuldung, 
für eine realitätsfremde und 
unverantwortliche Außen- 
politik der internationalen 

die NATO in Frage gestellt und gegen 
die deutsche Einheit agitiert. 

Offenkundig hat Lafontaine auch keine 
Hemmungen, die SPD an die Seite der 
kommunistischen PDS zu führen. In die' 
ser Situation gewinnt auch das geplante 
Treffen zwischen Gysi und Lafontaine 
eine ganz neue Brisanz. 

In ungebremstem Populismus 

Isolierung, für eine Verzögerung der eu- 
ropäischen Integration. So wie Lafontai- 
ne in ungebremstem Populismus heute 
gegen die Wirtschafts- und Währungs- 
union vorgeht, hat er früher auch schon 

Durch einen Schulterschluß von Lafon- 
taine und Gysi läßt sich die Zukunft 
nicht gewinnen - auch nicht die Zukun* 
der SPD. Mit den beispiellosen Vorgän- 
gen in Mannheim hat die Krise der SP^ 
keine Lösung gefunden, sondern nur #' 
nen neuen vorläufigen Höhepunkt. 
Die SPD verläßt die politische Mitte.   , 
Die Reise der SPD geht weit nach links- 

Unsere 
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Helmut Kohl setzt sich für Häftlinge ein 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat die 
deutsch-chinesischen Beziehungen 
bei seinem Besuch in Peking „exzel- 
lent" genannt. Die deutsche Delegati- 
on wertete den Abschluß von vier Re- 
gierungs- und zwölf Wirtschaftsver- 
trägen positiv. Der Korrespondent 
des „Kölner Stadt-Anzeigers" nennt 
am 14. November die Einzelheiten: 

*M>Ölf Firmenverträge im Wert von rund 
zJvei Milliarden Mark wurden parallel zu 
^n politischen Gesprächen in der Halle 
f^s Volkes unterzeichnet. Die Audi AG, die 
Jsher nur als Lizenznehmer in China pro- 
duziert hat, ist mit zehn Prozent in ein 
°iiu-venture der Volkswagen AG in 

{~wngchun in Nordostchina eingestiegen, 
jl't einer Investitionssumme von 650 Mil- 
anen Mark soll die Produktion von neuen 
Audi-100-Modellen und V6-Motoren auf- 
&baut werden. 

lemens schloß Verträge über eine Beteili- 
yng am Bau von zwei Kraftwerken in den 

r°vinzen Shandong und Hebet. Außer- 
ern wurden mehrere Absichtserklärungen 

, '" die weitere Zusammenarbeit abgege- 
J~n< unter anderem in den Bereichen 
^Umfahrt, Schiffsbau, Containerkräne. 
e'de Regierungen vereinbarten die 

. Raffung eines Dialogforums über Hoch- 
chnologie unter Leitung von Wirtschafts- 
"".v/e/- Günter Rexrodt und Forschungs- 
lnister Jürgen Rüttgers sowie dem Chef 

,.rchinesischen Plankommission, Chen 
Jl^hua. 

Nachdrücklich hat sich Bundeskanz- 
Ier Helmut Kohl bei seinem Besuch 
'& China für politische Gefangene 
^'»»gesetzt. Bei den Gesprächen mit 
kfaatspräsident Jiang Zemin und Mi- 
nisterpräsident Li Peng überreichte 
pelmut Kohl eine von Amnesty In- 
ernational zusammengestellte Liste 

mit 15 Gefangenen. Die „Westdeut- 
sche Allgemeine" kommentiert am 
14. November unter der Überschrift 
„Respektabler Schritt": 

Politik ist ein schwieriges Geschäft. Und 
es wird nicht einfacher, wenn auf der an- 
deren Seite chinesische Partner sitzen. Im 
Gegenteil. Die Machthaber in Peking pfle- 
gen mit äußerster Kälte zu reagieren, 
wenn ausländische Staatsgäste die Men- 
schenrechtsverletzungen in ihrem Land 
anprangern. Respekt, daß Bundeskanzler 

Pressestimmen 
Helmut Kohl dennoch bei seinem Besuch 
eine Liste mit 15 Gefangenen und Fol- 
teropfern präsentierte und sich auch nach 
dem Schicksal weiterer Dissidenten erkun- 
digte. Andere Regierungschefs waren lan- 
ge nicht so konsequent bei ihren China-Vi- 
siten. Bleibt zu hoffen, daß Kohls 
Bemühungen um die inhaftierten Bürger- 
rechtler von Erfolg gekrönt werden. 

Augenmaß und Geduld, Höflichkeit 
und Ausdauer sind für „Bild" die 
wichtigsten Voraussetzungen dafür, 
in China etwas in Sachen Menschen- 
rechte zu erreichen. „Bild" bestätigt 
diese Eigenschaften dem Bundes- 
kanzler und kommentiert am 14. 
November unter der Überschrift 
„Kohl bohrt dicke Bretter": 

Mancher von uns würde am liebsten den 
Chinesen die Faust zeigen. Aber unsere 
Faust im Umgang mit mehr als einer Mil- 
liarde Chinesen ist so groß wie ein Reis- 
korn. Wer dort für die Menschenrechte et- 
was tun will, muß Augenmaß und Geduld 
haben. Nur mit Höflichkeit und Ausdauer 
kommen wir dort weiter. Der Kanzler 
weiß, daß er in Peking dicke Bretter boh- 
ren muß - und er bohrt. • 
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Wolfgang Schäuble: 
Die Währungsunion 

ist für uns alle von Vorteil 

Es ist eine merkwürdige Debatte, Herr 
Kollege Scharping. Wenn in der Aus- 
sprache über den Einzelplan des Kanz- 
leramtes der Oppositionsführer erst re- 
det, nachdem der Kanzler eine Regie- 
rungserklärung abgegeben hat, so ent- 
spricht dies nicht meinem Verständnis 
von parlamentarischem Selbstbewußt- 
sein. 

Sie haben viel von Europa gesprochen, 
aber die entscheidende Frage haben Sie 
nicht beantwortet: Wollen Sie am Maas- 
tricht-Vertrag festhalten, oder wollen Sie 
eine Neuverhandlung des Maastricht-Ver- 
trages? Sie reden von einer Ergänzung des 
Vertrags. Was ist das? Wir brauchen von 
der SPD ganz gewiß keinen Nachhilfeun- 
terricht in bezug auf die Einhaltung der 
Konvergenzkriterien. Von der Stabilität 
des Geldwertes verstehen diese Regierung 
und diese Koalition mehr als die Oppositi- 
on. 

Ängste der Menschen nicht 
schüren 
Der Bundeskanzler und alle Redner der 
Koalition haben schon bei der Ratifizie- 
rung des Maastricht-Vertrages gesagt, daß 
die Stabilitätskriterien streng eingehalten 
werden müssen, daß es keine Aufwei- 
chung geben wird und daß wir, wenn wir 
in einen Konflikt zwischen Zeitplan und 
Stabilitätskriterien geraten würden, diesen 
Konflikt nicht zu Lasten der Stabilitätskri- 
terien lösen würden. 

Warum wird dann von „Ergänzung" gere- 
det? Wenn man die Menschen in unserem 
Lande noch überzeugen muß, dann darf 
man eben keine unverbindlichen Andeu- 
tungen machen oder einen Satz wie den 
folgenden sagen: „Für irgendeine Idee, die 
dann am Ende keine wirtschaftliche Stabi- 
lität und auch keine Stabilität des Geldes 
signalisieren würde, die D-Mark aufzuge- 
ben, hielte ich für falsch." Ich frage Sie: 

Aus der Rede des Vorsitzen- 
den der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion in der Haus- 
haltsdebatte am 8. November 

Wer will denn das? Das ist doch nicht der 
Maastricht-Vertrag. Sie diffamieren doch 
die Währungsunion, und Sie schüren die 
Ängste der Menschen gegen die 
Währungsunion. 
Unsere Position ist völlig klar: keine Er- 
gänzung des Vertrages, keine Neuverhand' 
lungen, keine zusätzlichen Voraussetzun- 
gen. Aber die Teilnehmer der Währungs- 
union, die hoffentlich am 1. Januar 1999 
beginnen wird und an der Deutschland 
teilnehmen wird, werden natürlich alles 
daransetzen müssen, daß die Kriterien 
auch dauerhaft erfüllt bleiben. Das ist An 
gäbe der Teilnehmer. Irgendjemand von 
Ihnen, zum Beispiel Herr Scharping, mn 
die Frage beantworten: Wollen Sie eine 
Auflösung des Vertrages? - Herr Schröde 
will; das müssen Sie klarstellen. 
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Sie haben in der nächsten Woche Ihren 
Parteitag. Sie, Herr Scharping, sollten dort 
licht so reden, wie Sie hier geredet haben. 
Lassen Sie uns den Menschen sagen: Die 
europäische Währung wird so stabil sein, 
^ie die D-Mark immer gewesen ist, als 
die Union und diese Koalition in Bonn re- 
giert haben. 
Lassen Sie uns den Menschen ebenfalls 
erklären, daß die Währungsunion auch 
Wirtschaftlich für uns alle von Vorteil ist. 
Sie haben mit großem Aplomb von der 
Lage der Beschäftigten in der Bauwirt- 
Schaft und vom Entsendegesetz gespro- 
chen. Es zeigt sich doch eines: Ohne eine 
Harmonisierung im europäischen Binnen- 
markt können wir weder unsere wirt- 
schaftlichen noch unsere sozialen Proble- 
me dauerhaft lösen; das gilt auch für die 
Umweltpolitik. 
^ie Harmonisierung wird aber eher geför- 
dert, wenn wir die Währungsunion zustan- 
de bringen. Wenn die Währungsunion 
Scheitert, wird der Harmonisierungsdruck 
!n Europa schwächer. Die Währungsunion 
'st für uns alle von Vorteil. Sie erst macht 
[jle wirtschaftliche Integration unumkehr- 

ar- Sie wird den Leistungsaustausch stär- 
ken. Sie wird verhindern, daß die deutsche 
jyrtschaft im Wettbewerb mit anderen 
Europäern durch ständige Wechselkurs- 
Korrekturen zusätzliche Nachteile erleidet. 

eswegen dient sie dem weiteren wirt- 
Schaftlichen Wachstum und der Beschäfti- 
gung. 

yettieinsame Umweltpolitik 
111 Europa 

Je vvir(] uns auch ermöglichen, in der 
mweltpolitik in Europa gemeinsam vor- 

zukommen. Wir können in Wahrheit 
em Problem mehr national lösen, in der 
rnweltpolitik schon gar nicht. Wir dürfen 
einer Lage, in der die Beschäftigungssi- 
^tlOn aru'Psnannt ie*   I Imw^ltnolitiL- 

nicht 
°n angespannt ist, Umweltpolitik 

ut zum Gegensatz von Beschäftigung 
nd Arbeitsmarkt werden lassen. 

Wir haben schwierige Probleme, über die 
gesprochen werden muß. Wir sollten auch 
darum ringen, wer den besseren Weg hat. 
Sie, Herr Kollege Scharping, haben uns 
aber leider nicht einmal den Hauch einer 
Alternative angeboten. Es ist doch ein 
Zerrgemälde von der Wirklichkeit, wenn 
man von den gewaltigen Schulden redet, 
aber verschweigt, daß die Ausgaben im 
Haushalt 1996 niedriger sein werden als 
im Haushalt 1995. 
Das hat es in der Bundesrepublik seit 30 
Jahren nicht gegeben. Der Erfolg ist, daß 
wir eine Preissteigerungsrate von 1,6 Pro- 
zent haben. Das ist ein Gütezeichen für 
die Finanzpolitik dieser Regierung. 

Moderne Produkte und 
technologischer Fortschritt 
Natürlich sind damit noch nicht die Pro- 
bleme auf dem Arbeitsmarkt gelöst. Aber 
wie wollen wir sie anders lösen als da- 
durch, daß wir zunächst darauf setzen, un- 
sere Wirtschaft weiter zu modernisieren? 
Das heißt, daß man auf moderne Produkte 
und technologischen-wissenschaftlichen 
Fortschritt setzen muß. Bei der SPD liest 
sich das wunderbar. 
Im Antrag der SPD zum Thema Sozialum- 
bau steht: „Ein funktionstüchtiger Sozial- 
staat ist die Grundlage für soziale Sicher- 
heit und wirtschaftliche Produktivität. Der 
Politik des sozialen Abbaus erteilen wir 
eine Absage. Ein Umbau des Sozialstaats 
ist aber notwendig. Ohne Reformen sind 
die sozialen Sicherungssysteme nicht 
mehr finanzierbar. Eine Senkung der ge- 
setzlichen Lohnnebenkosten ist ein Bei- 
trag zur Sicherung und Schaffung von Ar- 
beitsplätzen." 

Jetzt frage ich Sie: Wie wollen Sie denn 
gesetzliche Lohnnebenkosten senken, 
wenn Sie nicht bereit sind, in der Sozial- 
hilfe und in der Arbeitslosenhilfe die An- 
reize zur Arbeit zu verstärken? Wie wollen 
Sie Lohnnebenkosten senken, wenn Sie 
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nicht zur Reform unseres Gesundheitswe- 
sens bereit sind? Jeden konkreten Vor- 
schlag zur Begrenzung von Lohnnebenko- 
sten lehnen Sie ab. Jeden Vorschlag, Aus- 
gaben zu kürzen, bekämpfen Sie. 
Einen eigenen haben Sie nicht gemacht. 
Sie werden aber Lohnnebenkosten nicht 
senken, wenn Sie nicht zu Einsparungen 
kommen. Die Umschichtung von der Fi- 
nanzierung durch Sozialversicherungs- 
beiträge auf die Finanzierung durch den 
Bundeshaushalt, die Steuerzahler, ist le- 
diglich ein Verschiebebahnhof. Das ist der 
falsche Weg. 
Wenn wir auf Modernisierung setzen: Wer 
glaubt denn, daß die chemische und die 
pharmazeutische Industrie in unserem 
Lande ohne die Gentechnologie eine 
Chance hat? Aber Sie vertreiben sie syste- 
matisch aus Deutschland, und zwar durch 
ausstiegsorientierten Vollzug. 
Wir beschäftigen uns alle zu Recht mit 
dem Vorstoß des Vorsitzenden der IG Me- 
tall. Ich finde, für den Vorsitzenden der 
größten Einzelgewerkschaft in Deutsch- 
land war das ein bemerkenswerter Vor- 
stoß. Wir alle, die Arbeitgeber und auch 
die Politik, sollten positiv darauf reagie- 
ren, so wie es auch der Bundeskanzler ge- 
sagt hat. Nur, wenn die Sozialdemokraten 
in ihrem Papier schreiben: „Die konserva- 

tive Strategie des Lohndrucks ignoriert 
den Zusammenhang von Angebot und 
Nachfrage", dann sind sie weit hinter 
Herrn Zwickel zurück. 
Wenn wir nicht auf die Modernisierung un- 
serer Wirtschaft setzen, wenn wir nicht dar- 
auf setzen, mit modernsten Produkten bei 
unseren höheren Kosten auch in Zukunft 
wettbewerbsfähig zu sein, haben wir keine 
Chance, unseren Wohlstand und die Grund- 
lagen unserer sozialen Sicherheit zu erhal- 
ten. Wir werden weniger anstatt mehr Ar- 
beitsplätze haben. Wenn wir nicht billiger 
oder wenigstens nicht teurer im Abstand zu 
anderen werden, insbesondere in den Lohn- 
und Lohnzusatzkosten, dann werden noch 
mehr Arbeitsplätze abwandern. 
Wenn wir durch nationale Alleingänge die 
Energie im Vergleich zu unseren Mitbe- 
werbern weiter verteuern, dann werden 
wir noch mehr Arbeitsplätze verlieren. 
Wir müssen vielmehr darauf setzen, daß 
wir konkurrenzfähig bleiben. Wir müssen 
auch flexibler und schlanker werden. 
Wir haben keinen Grund zur Resignation. 
Wir müssen unsere Kräfte und unseren 
Mut zusammennehmen, um angesichts 
vieler Widerstände gegen notwendige Ver- 
änderungen die erforderlichen Anpassun- 
gen an die Zukunft durchzusetzen. Das ist 
der Weg in das 21. Jahrhundert. 

Generalsekretär Peter Hintze: 

Wichtige Orientierungshilfe 
Das Jahresgutachten der „Fünf Weisen" ist eine wichtige Orientierungshilfe für 
die Politik. Es enthält interessante Vorschläge zur Senkung der Steuer- und Abga- 
benlast. Zentrale Aufgabe der Wirtschafts- und Finanzpolitik in den kommenden 
Jahren bleibt die nachhaltige Stärkung von Wachstum und Beschäftigung. Der 
Königsweg hierzu ist eine konsequente Vereinfachung des Steuersystems mit ei- 
ner spürbaren Minderung der Abgabenlast. Das Jahressteuergesetz 1996 ist ein er- 
ster wichtiger Entlastungsschritt. Für ein neues Steuersenkungskonzept werden 
wir die Vorschläge der Sachverständigen in unsere Diskussion einbeziehen. 
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Sparen für mehr Wachstum 
und mehr Beschäftigung 

">e hinter uns liegende Debatte hat er- 
beut bewiesen: Der SPD-Opposition 
fehlt jede tragfähige finanz- und haus- 
haltspolitische Konzeption. Sie ergeht 
s,ch in aggressiven Wortspielen und re- 
det über die Politik, die wir machen. 

ttaushaltseckwerte eingehalten 

J^'e Koalitionsfraktionen haben den 
Bundeshaushalt 1996 in 3. Lesung verab- 
Schiedet. 

peht man vom unvermeidlichen Schlach- 
enlärm der Opposition ab, gibt es am Er- 
gebnis wenig zu deuteln: Die Konsolidie- 
rUngsziele und Eckwerte sind eingehalten, 
auch die Stabilitäts- und Haushaltskriteri- 
en der Europäischen Union: 

* Niedrige Inflation 

begrenztes öffentliches Defizit 

beschränkter Schuldenstand der öffent- 
üchen Hand, 

tf. 
,.lne Flucht in höhere Steuern oder zusätz- 
ACne Schulden findet nicht statt. Dieser 
, aushalt paßt in die konjunkturpolitische 

andschaft; er ist stabilitätsgerecht und 
,ertrauensbildend, und er widerlegt ein- 
^cksvoll das Katastrophengeschwätz, 
e.11 dem die Opposition das Fehlen einer 

§enen Alternative vergessen machen 
?eh   ^^ werden erstmals seit 4 Jahr- 
s. 

nnten die Ausgaben des Bundes deutlich 
^nken. Sie liegen mit 451 Milliarden 

SoU   Um 26 Milnarden DM unter dem 
% r CS laufenden Jahres und trotz der zu- 

2l>ch eingestellten Arbeitsmarkt-Milli- 

arden um 700 Millionen Mark unter dem 
Ansatz des Regierungsentwurfs. 
Die intensiven Ausgaben erreichen mit 
über 66 Milliarden Mark ein über dem 
Durchschnitt der letzten Jahre liegendes, 
konjunkturpolitisch erfreuliches Niveau. 
Die Nettokreditaufnahme ist mit 59,9 Mil- 
liarden Mark finanzplangerecht und ent- 
spricht dem von der Koalition gesetzten 
Rahmen. Das ist ein gutes Ergebnis.Für 
Theo Waigel und die Bundesregierung be- 
deutet das enge Korsett dieser Haushalts- 
bewilligung aber auch einen zwölfmonati- 

Von Adolf Roth (Gießen), 
Vorsitzender der Arbeits- 
gruppe Haushalt der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

gen Härtetest in der Haushaltsführung, um 
den Kredit- und Ausgabenrahmen einzu- 
halten. Richtig ist, daß die Finanzierung 
dieses Haushalts wegen der um 13 Milli- 
arden Mark niedrigeren Steuereinnahmen 
ohne zusätzliche Einnahmen aus Privati- 
sierungen und Beteiligungsverkäufen 
nicht erreichbar gewesen wäre. Die Kritik 
der Opposition an diesen zusätzlichen Ein- 
nahmen ist allerdings überhaupt nicht 
nachvollziehbar. 

Haushaltspolitisch ist dieser Weg richtig, 
weil nur so eine deutliche Erhöhung der 
Nettokreditaufnahme mit all ihren negati- 
ven Auswirkungen auf Zinsen, Investitio- 
nen und Arbeitsplätze vermieden werden 
kann. Konjunkturpolitisch ist dieser Weg 
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richtig, weil die verfügbaren Einkommen 
der Verbraucher ungeschmälert bleiben. 
Wirtschaftspolitisch ist dieser Weg richtig, 
weil er dazu beiträgt, die staatliche Kom- 
ponente unserer Wirtschaft weiter zu redu- 
zieren. 

Privatisierungen - Fitneßkur für 
Wirtschaftsstandort Deutschland 

Diese zusätzlichen Privatisierungseinnah- 
men sind korrekt und eher vorsichtig be- 
wertet: 
• Die Einnahmen aus der Verwertung der 
VEAG-Vermögensverwaltungsgesell- 
schaft stehen mit 1,7 Milliarden Mark zur 
unmittelbaren Rückführung in den Bun- 
deshaushalt zur Verfügung. 
• Bei der Privatisierung der Postbank lie- 
gen bereits konkrete Angebote vor. 
Es ist deshalb reichlich verwegen, wenn 
der in Ansatz gebrachte Betrag von gut 
3 Milliarden Mark als „Luftbuchung" apo- 
strophiert wird. Bei den zur Veräußerung 
anstehenden Beteiligungen des Bundes an 
Wohnungsgesellschaften liegt der Sub- 
stanzwert erheblich über dem angesetzten 
Betrag von 4 Milliarden Mark. 
Mit dem Privatisierungspaket gleicht der 
Bund in vernünftiger Weise die Einnah- 
melücken der jüngsten Steuerschätzung 
aus und wählt damit das gesamtwirtschaft- 
lich schonendste Verfahren. 
Zu den Schätzabweichungen hat es in den 
letzten Wochen bissige Kommentare gege- 
ben. Soweit sie auf Theo Waigel zielten, 
haben sie den Adressaten verfehlt, denn 
im Arbeitskreis Steuerschätzung sitzen die 
SPD-regierten Länder gleichberechtigt ne- 
ben dem Bund, den Instituten, den Sach- 
verständigen und der Bundesbank. 
Für uns Christliche Demokraten sind die 
aufgetretenen Steuermindereinnahmen 
kein Schreckensszenario. Wenn die steuer- 
lichen Fördermaßnahmen in den neuen 

Ländern greifen oder wenn bei weitgehend 
inflationsfreiem Wachstum unserer Wirt- 
schaft die „heimlichen" Steueraufblähun- 
gen ausbleiben, kann man das nur be- 
grüßen! Es gibt keinen Grund, in diesem 
Zusammenhang von einem „Fiasko für den 
Bundeshaushalt" zu schwadronieren. 
Einerseits beklagt die Opposition - eher 
populistisch als ehrlich der eigenen Mei- 
nung folgend - eine zu hohe Steuer- und 
Abgabenlast; andererseits schreit sie Zetef 
und Mordio, wenn die Steuereinnahmen 
einmal hinter den Erwartungen zurück- 
bleiben. 
Die Steuer- und Abgabenlast ist tatsäch- 
lieh zu hoch. Der durch die Stabilitätspoli- 
tik dieser Koalition gezügelte Steuerzu- 
fluß ist deshalb kein Krisensymptom, erst 
recht nicht, wenn der Ausgleich ohne Er- 
höhung des Defizits erfolgt! 
Wenn es in der deutschen Finanzpolitik 
ein Fiasko gibt, dann ist es das Fiasko der 
Opposition und ihrer Finanzexperten! Nfc' 
mand hat sich seit Jahren mehr verschätzt 
als die SPD. Statt der 50 Milliarden Mark 
Nettokreditaufnahme, die 1995 getätigt 
werden, hat die Opposition vor genau ei- 
nem Jahr, vor der Bundestagswahl, ein 
100-Milliarden-Finanzloch an die Wand 
gemalt. 
Oskar Lafontaine und Frau Matthäus-Ma»' 
er haben sich um Hundert Prozent ver- 
schätzt; ihr Schätzfehler ist so groß wie 
die gesamte Nettokreditaufnahme. 

Sozial- und familien- 
politische Verantwortung 

Der Etat '96 ist ein Sparhaushalt ohne 
Wenn und Aber. Bundesregierung und K^ 
alition haben das beschlossene Ausgaben' 
moratorium strikt eingehalten. Was nicht 
in den Plafonds erbracht oder durch nach- 
haltige Einsparungen gedeckt wurde, hat 
keine Chance auf Haushaltsbewilligung- 
Ausdruck dieser Entschlossenheit ist das 
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•nsgesamt niedrige Etat-Volumen und der 
urn die Neuordnung der Familienleistun- 
gen bereinigte Ausgabenrückgang von 1,4 
VH oder rund 7 Milliarden Mark. 
Mit diesem Ergebnis hat das Parlament 
das Bild des Regierungsentwurfs sogar 
Reiter verbessert, obwohl 4,3 Milliarden 
Mark als Zuschuß für die Nürnberger 
Bundesanstalt für Arbeit und 2,2 Milliar- 
den Mark zur Verstärkung der Arbeitslo- 
Senhilfe im Einzelplan des Sozialministers 
zUsätzlich eingestellt werden mußten. 
Um dieses zu erreichen, haben wir den ri- 
gorosen Sparkursus weiter verschärft. Der 
^ach- und Verwaltungsaufwand wurde 
kompromißlos nach unten korrigiert - 
"^ehrere hundert Titelabsenkungen belegen 
U'es. Die Personal-Stellenpläne der ober- 
en Bundesbehörden und des nachgeord- 
neten Bereichs werden - von wenigen sen- 
ilen Bereichen abgesehen - 1996 kegel- 
gerecht um weitere 1,5 vH gekürzt, womit 
^nd 4.000 Planstellen und Stellen einge- 
sPart werden. Als Haushaltsgesetzgeber er- 
sten wir Signale des'Umdenkens: Im 
glichen Umfeld des Parlaments- und Re- 
gierungsumzuges nach Berlin müssen sich 
Etliche Ministerien und sonstige Ver- 
altungen einer Organisationsstrukturre- 

0rm unterwerfen, mit der Schwachstellen 
ü'gedeckt und beseitigt werden sollen. 
fitere 6 Milliarden Mark Einsparungen 
'nd beim Zinsaufwand des Bundes, beim 
r°lastentilgungsfonds, bei den Zuschüs- 

en zur Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
lngte Sonderaufgaben sowie bei der Ak- 

tualisierung der Schätzansätze von Lei- 
Ungsgesetzen erzielt worden. Zum The- 

„? Ausgabendisziplin im parlamentari- 
nen Haushaltsverfahren gehört auch, daß 

flr ^'e zum Teil massiven Mehrausgabe- 
se  f runSen der Opposition zurückgewie- 
sen     en" Ernstzunehmende Sparvor- 
fi 

n'äge hat die SPD leider nicht gemacht. 

^,!R
einer objektiven Gesamtbewertung 

len H n die Ausgangs,a8e nach Inkrafttre- 
oer Solidarpakt-Regelungen und des 

neuen Bund-Länder-Finanzausgleichs er- 
innert werden - mit Mehrausgaben und 
Steuerverzichten des Bundes von insge- 
samt 50 Milliarden Mark jährlich. Ferner 
kommen 1996 rund 19 Milliarden DM 
Steuerentlastungen, insbesondere für Fa- 
milien, hinzu. 
Sie belasten den Bund mit 12 Milliarden 
Mark. Weitere 8 Milliarden Mark für den 
deutschen Steinkohlebergbau als Folge 
des weggefallenen „Kohlepfennigs" und 
bis zu 9 Milliarden Mark für die ab 1996 
in den Verkehrshaushalt übernommene 
Kreditaufnahme des Bundeseisenbahnver- 
mögens sind zu verkraften gewesen. Unter 
Einbeziehung der aktuellen Steuerausfälle 
und Mehrbelastungen auf dem Arbeits- 
markt mußte im Bundeshaushalt 1996 ein 
Gesamtvolumen in der Größenordnung 
von 100 Milliarden Mark bewältigt und 
integriert werden. Das ist uns gelungen! 

Zukunftsorientierte Haushalts- 
politik 

Hervorzuheben ist, daß bei diesem Kraft- 
akt die politische Gestaltung im Bereich 
der wichtigen Zukunftsfelder nicht auf der 
Strecke geblieben ist. 
• Beim Forschungs- und Bildungshaus- 
halt haben wir keine Abstriche gemacht, 
sondern wesentliche Strukturverbesserun- 
gen eingeleitet - die Stichworte sind 
BAföG und Meister-BAföG, Hochschul- 
bau sowie mittelständische Forschung und 
Entwicklung. 

Deutschland steht mit rd. 2,5 vH des Brut- 
toinlandsprodukts (BIP) bei den For- 
schungs- und Entwicklungsausgaben in- 
ternational in der Spitzengruppe. Wir wer- 
den uns mit dieser Position nicht zufrie- 
dengeben, sondern die Mittelverwendung 
zielgerichtet weiter optimieren! 

• Der Verkehrshaushalt ist und bleibt der 
bei weitem größte Investitionshaushalt. 
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Namensänderung ist der richtige Schritt 
Zur vorgesehenen Umbenennung der 
Generaloberst-Dietl-Kaserne in Füs- 
sen und der General-Kübler-Kaserne 
in Mittenwaid erklärte der verteidi- 
gungspolitische Sprecher der CDU/ 
CSU- Bundestagsfraktion, Paul 
Breuer: 

Ich unterstütze diese Umbenennung. Ein 
Unrechtsregime wie das Dritte Reich 
kann keine Tradition für die demokrati- 
sche Bundeswehr begründen. Gerade 
aber bei den Generalen Eduard Dietl und 
Ludwig Kubier war jedoch eine beson- 
dere Nähe zum Nationalsozialismus und 
eine Verstrickung in seine Verbrechen 
nicht abzustreiten. Dabei sollen die sol- 
datische Haltung und die militärische 
Leistung beider Soldaten nicht in Zwei- 
fel gezogen werden. Entscheidend muß 
aber die Gesamtpersönlichkeit des ein- 
zelnen sein, um als Namensgeber für ei- 

ne Bundeswehr-Kaserne in Betracht ge- 
zogen zu werden. 
Diese Umbenennung richtet sich nicht 
gegen die Millionen Soldaten, die ehren- 
haft und nach den Regeln des Völker- 
rechts tapfer für ihr Vaterland gekämpft 
haben. Ihre Tragik liegt darin, daß Hitler 
die Wehrmacht für seine Zwecke 
mißbraucht hat. Ziel der Soldaten der 
Wehrmacht war jedoch nicht, den ver- 
brecherischen Absichten der damaligen 
politischen Führung zum Erfolg zu ver- 
helfen. Sie wollten lediglich ihr Heimat- 
land und ihre Familie verteidigen. 
Verbindliche Grundlagen für das Selbst- 
verständnis der Soldaten der Bundes- 
wehr sind das Grundgesetz und die Bin- 
dung an das Gewissen. Diese Wertvor- 
stellungen müssen auch das Traditions- 
verständnis der Bundeswehr bestimmen. 
Dem trägt der Umbenennungsbeschluß 
Rechnung. 

Insbesondere mit Blick auf die aktuelle 
Bedarfssituation in den alten und neuen 
Ländern haben wir im Haushaltsausschuß 
die Baransätze für den Straßenbau 
nochmals um rd. 300 Millionen Mark er- 
höht, zusätzliche 100 Millionen Mark kön- 
nen aus Mehreinnahmen aus der Lkw-Vig- 
nette dem Straßenbau zugeführt werden. 

• Auch 1996 wird der Bund etwa jede 
vierte Mark für den Aufbauprozeß in den 
neuen Ländern ausgeben. Unsere Politik 
trägt sichtbare Früchte. Das kontinuierlich 
überproportionale Wachstum der ostdeut- 
schen Wirtschaft drückt sich in ersten Ent- 
lastungseffekten auf dem Arbeitsmarkt aus. 
Für das Sonderprogramm „Lehrstellen-In- 
itiative Ost" werden durch Umschichtun- 
gen 138 Millionen Mark zusätzlich bereit- 
gestellt, mit denen bis zu 14.500 außerbe- 
triebliche Ausbildungsplätze geschaffen 
werden. Im Bereich der für die Struktur- 

verbesserung wichtigen Industrieforschung 
Ost haben wir die vorgesehenen Haushalts' 
mittel um 60 Millionen Mark auf 365 Mü' 
lionen Mark erhöht; die Verpflichtungser- 
mächtigungen des Eigenkapitalhilfe-Pro- 
gramms steigen um 70 Millionen Mark. 

• Wichtigstes Zukunftsfeld bleibt die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in ganz 
Deutschland. Ihr gegenwärtiges Ausmaß 
vermindert unser Bruttoinlandsprodukt um 
200 Milliarden Mark jährlich und kostet uns 
vom tatsächlich erwirtschafteten Inlands- 
produkt weit über 100 Milliarden Mark - 
jedes Jahr. Den Bundeshaushalt belastet die 
Arbeitslosigkeit inzwischen mit 40 bis 50 
Milliarden Mark -jeweils zur Hälfte auf 
der Einnahmen- und Ausgabenseite. 
Das arbeitsmarktpolirische Instrumentari- 
um wird auch 1996 auf hohem Niveau 
zum Einsatz kommen. 
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500.000 neue Arbeitsplätze im 
Dienstleistungssektor schaffen 

yie Job-Lücke im Dienstleistungssektor 
1,1 Deutschland muß durch die Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen im privaten 
•»aushalt abgebaut werden. Vor dem 
Untergrund der Lage am Arbeitsmarkt 
und der finanziellen Situation der Sozi- 
^'kassen müssen wir auch in Deutsch- 
end neue Wege gehen. 
^ie Arbeitsplätze im Privathaushalt müs- 
Sen endlich aus der Grauzone herausgeholt 
j^erden. Deshalb müssen die Kosten für 
^aushaltskräfte künftig voll von der Steu- 
^r abgesetzt werden können, wenn der Ar- 
beitgeber Sozialversicherungsbeiträge ent- 
^htet. Durch diese Steueränderung kön- 
nen schätzungsweise wenigstens 500.000 
s°2ialversicherungspflichtige Arbeitsplät- 
ze entstehen. 

s 'st nicht einzusehen, warum ein Arbeit- 
geber die Kosten für eine Hauswirtschafte- 

.n dann steuerlich absetzen kann, wenn er 
' J6 in einer Betriebskantine beschäftigt, 
öer nicht, wenn er ihre Hilfe für seinen 

P^vaten Haushalt benötigt. Entscheidend 
* daß vollwertige Arbeitsplätze entstehen. 

^üch die SPD versucht jetzt auf diesen 
ug aufzuspringen, nachdem sie noch im 

( 
rgangenen Jahr entsprechende Regelun- 

*e.n mit Neid-Kampagnen und Kampfbe- 
*|"«ffen aus dem letzten Jahrhundert ver- 
h,nderthat. 
, xPerten haben errechnet, daß in Deutsch- 
n 

nd ini Vergleich zu den USA rein rech- 
fe^!Scn 6,5 Millionen Dienstleistungs-Jobs 
Sehr' ^enn es gelingt» diese Lücke zu 
b  lleßen, können zahlreiche Menschen in 

r°t und Arbeit gebracht werden. 
Ali   . D 

ter 
6ln auf§rund der zunehmenden Zahl äl- 

- er Menschen, von Alleinerziehenden 

sowie von Familien mit Kindern, in denen 
beide Eltern erwerbstätig sind, ist von ei- 
ner steigenden Nachfrage nach hauswirt- 
schaftlichen Dienstleistungen auszugehen. 
Neben der steuerlichen Absetzbarkeit 
müssen folgende Lösungen für typische 
strukturelle Probleme einer Beschäftigung 
im Privathaushalt in einer Neuregelung 
umgesetzt werden: 

Von Maria Böhmer, 
Mitglied der CDU/CSU 
Bundestagsfraktion 

• Durch die flächendeckende Einrichtung 
von sogenannten Dienstleistungszentren 
bzw. Poolbildung muß dem immer wieder 
auftretenden Problem begegnet werden, 
daß Haushaltskräfte in aller Regel nur we- 
nige Stunden in der Woche bei einem Ar- 
beitgeber arbeiten und somit selten Sozial- 
versicherungspflichtige Beschäftigungs- 
verhältnisse zustande kommen. Bei den 
Dienstleistungszentren wären die Haus- 
haltskräfte hingegen als sozialversiche- 
rungspflichtige Voll- oder Teilzeitkräfte 
angestellt. 

• Die Einführung eines Dienstleistungs- 
schecks, der in Anlehnung an das französi- 
sche Modell sowohl als Arbeitsvertrag als 
auch als Zahlungsmittel, Lohnabrech- 
nungszettel und zur Anmeldung bei der 
Sozialversicherung dienen könnte, würde 
das erforderliche Nachweisverfahren für 
Privatleute erheblich vereinfachen und so 
zum Abbau bürokratischer Hürden beitra- 
gen. • 
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Hinter vielen schönen Worten 
steckt die alte Politik der SPD 
Zum Initiativantrag zur Wirtschafts- 
und Finanzpolitik der SPD erklärte der 
wirtschaftspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Rainer Haungs: 

Zwar nähert sich die SPD in ihrer Analyse 
der gegenwärtigen und künftigen Heraus- 
forderungen des Wirtschafts- und Investi- 
tionsstandortes Deutschland vorsichtig der 
Wirklichkeit, aber das Durchschimmern 
alter Klassenkampfparolen kann sie doch 
nicht verhindern. 

Vor dem Hintergrund ihrer gescheiterten 
Oppositionspolitik kann es nur verwun- 
dern, wenn in dem Antrag behauptet wird, 
die konservative Wirtschaftspolitik orien- 
tiere sich in erster Linie an kurzfristigen 
einzelwirtschaftlichen Gewinninteressen, 
während die sozialdemokratische Wirt- 
schaftspolitik auch den gesamtwirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Notwendig- 
keiten Rechnung trage. Diese Polemik soll 
nur verschleiern, daß bei der SPD in der 
Wirtschaftspolitik nichts mehr zusammen- 
läuft. Wie auch in der Debatte um die Eu- 
ropäische Wirtschafts- und Währungsuni- 
on sucht die SPD krampfhaft nach The- 
men von nationaler Bedeutung. 

Viele der von der SPD vorgetragenen For- 
derungen sind vor dem Hintergrund der 
offensiven Standort- und Beschäftigungs- 
politik der Bundesregierung zu begrüßen. 
Es stimmt: Wir brauchen ein neues gesell- 
schaftliches Klima für Innovationen und 
technischen Fortschritt, die Existenzgrün- 
dungs- und Mittelstandsoffensive muß 
fortgesetzt werden, Forschung, Bildung 
sowie Wissenschaft gefördert und neue 
Beschäftigungschancen etwa im Dienstlei- 
stungsbereich eröffnet werden. Doch wi- 
dersetzt sich die SPD in ihrer praktischen 

Politik im Bundestag dieser Politik in un- 
erträglichem Maße. 
Sie verzögert wichtige Vorhaben, ohne sie 
letztlich verhindern zu können. Wer ist 
denn der Bremser von Innovation und 
technischem Fortschritt? Die Diskussio- 
nen um eine verantwortungsvolle Nutzung 
bspw. der Gen- und Biotechnologie sowie 
der Kernenergie haben dies gezeigt. Die 
SPD fordert zudem „gut bezahlte Jobs" in 

Haungs: Die Wirtschaftspoliti- 
schen Forderungen der SPD 
sind hilfloses Eingeständnis des 
Scheiterns ihrer Politik. 

privaten Haushalten! Arbeitsplätze in pri- 
vaten Haushalten müssen aber erschwing' 
lieh sein, um überhaupt geschaffen zu 
werden. 
Die SPD fordert einen Umbau des Sozial- 
staates, erteilt aber jeglicher Reform des 
Sozialabbaus eine Absage. Wie sollen 
denn vernünftige Reformen im Bereich 
des Sozialstaats aussehen, wenn sie nicht 
auch wirksame Kosteneinschränkungen 
sowie den Abbau mancher nicht mehr fi- 
nanzierbarer Privilegien umfassen? Wo 
gibt es denn einen konkreten Beitrag def 
SPD zur wirksamen Eindämmung der 
Lohnnebenkosten? 
Hinter vielen schönen Worten von Model"' 
nisierung und Zukunftsorientierung steck 
die klassenkampfbetonte Wirtschaftspol«' 
tik der SPD. Dies zeigt sich nicht nur in 
haltlosen Vorwürfen an die Koalition, sojj' 
dem auch in einer ganzen Reihe von wii* 
lichkeitsfremden Forderungen wie z.B. 
nach der Abschottung unseres nationalen 
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Lob für die „gelassene Lebensmeisterung" 
Zur Belustigung aller hat sich 
Bundeskanzler Helmut Kohl in 
der Haushaltsdebatte im Deut- 
schen Bundestag am 8. November 
„ausdrücklich beim Kollegen 
Verheugen" dafür bedankt, daß 
er für ihn „einen neuen Begriff 
eingeführt" habe, der von 
Verheugen nicht unbedingt als 
Lob gemeint war. Der Kanzler 
wörtlich: 

... er hat mich als Buddha bezeichnet. 
Ich bin mir nicht klar, ob Herr Verheu- 
gen wirklich weiß, was er damit getan 
hat. Ich habe meine Erinnerungen ex- 
tra telefonisch aufgefrischt. Im Staats- 
lexikon heißt es unter dem Stichwort 
Buddha, Herr Verheugen: Als Persön- 
lichkeit zeichnete sich Buddha aus 
durch seinen Lebensernst, seine 
durchdachte und gelassene Lebens- 

rbeitsmarkts durch ein weit umfassende- 
es Entsendegesetz, als dies derzeit vorge- 
hen ist. 

lr müssen die SPD in ihrer Tagespolitik 
uf den Prüfstand stellen. Es wird sich zei- 

jjen, Wo die Taten den Worten folgen wer- 
en- Beispielsweise fordert die SPD richti- 

gerweise eine konsequente Mittelstands- 
nd Existenzgründungspolitik. Dies ist die 

/"klarte Politik des Bundeskanzlers und 
^ CDU/CSU. Bei wichtigen Steuerpoliti- 
ken Entlastungsvorhaben der Koalition 

lrkt aber die SPD nicht mit. So wird es 
j^grund der Politik der SPD nicht mög- 

. n sein, die Abschaffung der Gewerbeka- 
J^alsteuer bereits zum 1. Januar 1996 zu 
ßäK1Cnen' Auch bei anderen Steuerarten 
darf eS einen Polmscnen Handlungsbe- 
j?tf. der durch die praktische SPD-Politik 

stler faktisch verhindert wird. 

meisterung, seinen Sinn für das Wirk- 
liche und Mögliche, seine Mäßigung 
und Ausdauer. 

Das Lob stimmt ja auch 

Ich bin bereit, alles zu akzeptieren. Mit 
der Mäßigung habe ich allerdings ge- 
wisse Probleme. Diese teile ich mit 
dem Vorsitzenden der grünen Frakti- 
on. Das ist eine der wenigen Gemein- 
samkeiten. Daß Sie mich aber nach 13 
Jahren in diesem Amt so ansprechen, 
tut mir wohl. 

Ich sage Ihnen, Herr Verheugen, ganz 
offen: Ich bin seit 23 Jahren Partei- 
vorsitzender der CDU. Aber so hat 
mich meine Partei noch nie verwöhnt. 
Die gehen ganz anders mit mir um. 
Aber ich bin für dieses Lob dankbar, 
und es stimmt ja auch. 

Der Initiativantrag der SPD enthält im- 
merhin eine Reihe von Aussagen, die so 
bisher in keinem SPD-Papier deutlich ge- 
nannt wurden. So werden flexiblere Ar- 
beitszeiten und differenziertere und fle- 
xiblere Flächentarifverträge gefordert, die 
weitere Handlungsspielräume für die Be- 
triebe eröffnen. Allerdings gibt es bei die- 
ser Aussage zu bedenken, daß die SPD im 
gleichen Atemzug Arbeitszeitverkürzun- 
gen fordert. Dabei brauchen wir beides: 
Flexibilität nicht nur nach unten, sondern 
auch nach oben. 
Erwähnenswert ist auch die Erkenntnis der 
SPD, daß die Konsolidierungsanstrengun- 
gen verstärkt werden müssen. Dem Satz 
„Vieles, was wünschbar wäre, ist nicht 
mehr finanzierbar" muß man zustimmen. 
Für die SPD müßte allerdings hinzugefügt 
werden: „Vieles, was wünschbar wäre, ist 
in der SPD nicht durchsetzbar." • 
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Wählen mit 16 in Niedersachsen 

Der falsche Weg 
„Absoluten Schwachsinn" hat der 
Generalsekretär der nordrhein- 
westfälischen CDU, Herbert Reul, 
die Entscheidung Niedersachsens 
genannt, das Wahlalter bei 
Kommunalwahlen auf 16 Jahre her- 
abzusetzen. Bundesministerin Clau- 
dia Nolte hat in einem Interview mit 
dem hessischen Rundfunk die Ent- 
scheidung als einen falschen Weg 
bezeichnet, auf dem das politische 
Engagement der Jugend nicht ver- 
stärkt werde. Die „Rheinische Post" 
vom 10. November kommentiert: 
In Niedersachsen sollen fortan 
16jährige bei Kommunalwahlen 
wählen dürfen. Es werden nicht viele 
Jahre ins Land gehen, bis irgendeine 
politische Gruppierung, weil sie sich 
davon etwas verspricht, beim Urnen- 
gang, das Wahlrecht für 14jährige for- 
dern wird. In der Politik halten wie im 
sonstigen Leben immer drängender 
Marketing-Methoden Einzug. Die 
Überlegung, mit einem jugendbe- 

schwingten Werbetrick nach Hanno- 
veraner Muster noch nicht Volljährige 
als Erstwähler für sich zu gewinnen, 
ist offenbar sehr verlockend für Wahl- 
kampfplaner. 
Warum ist das aktive Kommunalwahl- 
rechtfür Minderjährige der falsche 
Weg? Zunächst beleidigt es die Ju- 
gendlichen, weil besagte Gesetzgeber 
sie ja in Wahrheit nicht wirklich poli- 
tisch ernst nehmen, sich vielmehr nur 
ihre Gunst erschleichen möchten. So- 
dann ist es unlogisch, das Jugend- 
wahlrecht nur bei Kommunalwahlen, 
nicht aber bei Landtagswahlen zuzu- 
lassen. Kommunalpolitik ist nicht Po- 
litik minderer Bedeutung; sie zu beur- 
teilen, verlangt keinen geringeren 
Grad von politischer Reife. 
Wie die „Westdeutsche Allgemeine" 
vom 10. November berichtet, stößt die 
Wahlrechtsänderung in Niedersachsen 
bei der Bevölkerung auf geringes In- 
teresse: Dies ergab jedenfalls eine 
Umfrage des Allensbacher Instituts. 
Danach sind 80 Prozent der Bevölke- 
rung dagegen. 

Karl-Kübel-Preis für familiengerechtes Wohnen 

Unter dem Leitwort „Familie und 
Wohnen" wird auch 1996 der mit 
100.000 Mark dotierte Karl-Kübel- 
Preis vergeben. Damit sucht die Karl- 
Kübel-Stiftung seit 1990 zum siebten 
Mal nach originellen und beispielhaf- 
ten Wohnmöglichkeiten, die den be- 
sonderen Bedürfnissen von Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen ent- 

sprechen. Schirmherr ist Bundesbau- 
minister Klaus Töpfer, der den Preis 
im September 1996 in Bonn verlei- 
hen wird. 
Bewerbungsbogen können bei der 
Karl-Kübel-Stiftung für Kind und Fa- 
milie angefordert werden: Postfach 
15 63, 64605 Bensheim, Einsende- 
schluß ist der 31. März 1996. 
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Jugendverbandsarbeit steht 
nach wie vor hoch im Kurs 
"ie Vorsitzende der Arbeitsgruppe Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend der 
CDU/CSU-Fraktion, Maria Eichhorn, 
erklärte anläßlich eines Gesprächs der 
Mitglieder der Arbeitsgruppe mit Ver- 
treterinnen und Vertretern von Jugend- 
verbänden: 
Jugendliche, die sich in Jugendverbänden 
engagieren, leisten einen bemerkenswer- 
ten Einsatz, der besonderen Respekt ver- 
dient. Nach wie vor sind viele junge Men- 
schen bereit, mit großem persönlichen En- 
§agement hier ihre Freizeit einzusetzen, 
••ügendpolitik muß in allen Politikberei- 
chen einen größeren Stellenwert erhalten, 
pies ist das Resümee der Diskussion der 
Mitglieder der Arbeitsgruppe mit eingela- 
denen Vertreterinnen und Vertretern von 
•^gendverbänden. 
'tti Mittelpunkt dieses Gespräches standen 
a,e Themen: Jugendverbandsarbeit, Be- 
deutung des Ehrenamtes sowie die Wer- 
e°rientierung von Jugendlichen. Die Ju- 
§endvertreter stellten dar, wie sich die ge- 
SeUschaftlichen Veränderungen auch in Ju- 
§endverbänden widerspiegeln. Die zuneh- 
mende Individualisierung verlange Konse- 
quenzen für die Jugendarbeit. Viele junge 
Menschen seien nach wie vor in Verbän- 
den organisiert - ihre Erwartungen an die 
ugendverbandsarbeit seien aber gestie- 

§en; differenzierte Angebote seien gefragt, 
^eistungsorientierung bestimme auch hier 
v|elfach die Aktivitäten. Jugendliche seien 
•Jicht mehr bereit, sich langfristig zu bin- 

en- In den neuen Bundesländern gestalte 
' lch die Jugendverbandsarbeit als sehr 
cnwierig. Begründet wurde dies in erster 
'nie mit dem Konkurrenzdruck am Ar- 
ensplatz. Aufwendige Freizeitgestaltung 
ei nicht angesagt, 

der Diskussion um finanzielle Förde- 

rungen wurde die projektbezogene Arbeit 
kritisch beleuchtet; einige Jugendvertreter 
wiesen darauf hin, daß dadurch teilweise 
eine kontinuierliche Jugendarbeit verhin- 
dert werde. 
Ehrenamtliches Engagement sei - so die 
Verbandsvertreter - bei vielen Jugendli- 
chen selbstverständlich. Das Image des 
Ehrenamtes sei jedoch gesunken. Nicht so 
sehr der Ruf nach finanzieller Unterstüt- 
zung, sondern nach gesellschaftlicher An- 
erkennung stehe im Vordergrund. Kontro- 
vers wurde über gesetzliche Regelungen 

Maria Eichhorn: Jugenpolitik 
muß in allen Politikbereichen 
einen größeren Stellenwert als 
bisher erhalten. 

zur Stärkung des Ehrenamtes diskutiert, 
insbesondere im Hinblick auf die Auswei- 
tung der Freistellungsmöglichkeiten von 
der Erwerbstätigkeit. 
Wertevermittlung ist nach Auffassung der 
Jugendverbände den Jugendlichen nach 
wie vor wichtig. Sie suchten vor allem 
dort nach Orientierung, wo die Erwachse- 
nenwelt diese nicht bieten könne - nicht 
zuletzt deswegen, weil die Kinder den Er- 
wachsenen in bestimmten Lebensberei- 
chen ebenbürtig oder weit voraus seien. 
Das Thema „Medien, Multimedia" sei 
dafür nur ein Beispiel. 

Das nächste Treffen zwischen den Mit- 
gliedern der Arbeitsgruppe und den Ver- 
treterinnen und Vertretern der Jugendver- 
bände soll im Frühjahr 1996 stattfinden. 
Geplant ist auch der Besuch von Jugend- 
einrichtungen in den neuen Ländern.      • 
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Erfolg auf dem Weg 
zur Senkung der Klimabelastung 

Zu den Eckpunkten, die die Kommissi- 
on „Umweltorientierte Weiterentwick- 
lung des Steuersystems" unter Leitung 
von Hans-Peter Repnik am 13. Novem- 
ber vorgelegt hat, erklärten die Stellver- 
tretenden Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Gerhard Friedrich 
und Hans-Peter Repnik: 
Die Kommission der CDU/CSU-Fraktion 
legte am 13. November ihre Eckpunkte 
vor. Damit ist die Behauptung von Kolle- 
gen der SPD in der Bundestagsdebatte 
über den Umwelthaushalt, die Union sei 
nicht handlungsfähig, widerlegt. Seit die- 
sem Frühjahr haben Finanz-, Wirtschafts-, 
Haushalts- und Umweltpolitiker unzählige 
Vorschläge überprüft und nun einver- 
nehmlich einen Maßnahmenkatalog be- 
schlossen, den wir jetzt in den nächsten 
Monaten Schritt für Schritt in konkrete 
Gesetze und Förderprogramme umsetzen. 

Die in enger Abstimmung mit dem Bun- 
desfinanzministerium und Bundesumwelt- 
ministerium entwickelten Vorschläge zur 
Umgestaltung und Ergänzung unserer 
Steuergesetze mit ökologischer Zielset- 
zung berücksichtigen die umweltpoliti- 
schen Prioritäten: 
Auf dem Verkehrssektor müssen wir die 
Stickoxid-Emissionen schneller reduzie- 
ren, als dies von der stufenweisen Ver- 
schärfung der Grenzwerte durch die EG 
vorgegeben ist. Wir können es außerdem 
nicht hinnehmen, daß ausländische Lkws, 
betankt mit billigem Diesel, die umwelt- 
freundliche Bahn als Transportmittel im- 
mer stärker zurückdrängen. Das Konzept 
des Bundesverkehrsministers, die Angebo- 
te der Bahn zu verbessern und den Güter- 

verkehr auf der Straße zu verteuern, wird 
von uns voll unterstützt. 
Die Ergänzung des neuen Konzepts der 
steuerlichen Wohneigentumsförderung 
durch Umweltkomponenten sowie die 
jetzt wieder eingeführte Förderung ener- 
giesparender Investitionen berücksichtigt 
die Feststellung aller Sachverständigen, 
daß wir bei der Heizung unserer Altbauten 
und der Warm Wasseraufbereitung ein 
großes Energieeinsparpotential nutzen 
können. 

Es müssen Taten folgen 
Bezogen auf den industriellen Sektor wei- 
sen wir darauf hin, daß sich die meisten 
Branchen unserer Wirtschaft in Selbstver- 
pflichtungserklärungen zu weiterführen- 
den Maßnahmen bereit erklärt haben. Im 
Frühjahr 1996 will Bundesumweltministe- 
rin Angela Merkel erstmals überprüfen, ob 
den Versprechungen auch Taten gefolgt 
sind. Die Union wird sich auf Selbstver- 
pflichtungserklärungen nur verlassen, 
wenn die Ergebnisse belegbar sind. Außef' 
dem gehen wir davon aus, daß die Wirt- 
schaft bereit ist, ihre vor der Klimakonfe- 
renz in Berlin abgegebenen Selbstver- 
pflichtungserklärungen in einigen Jahren 
fortzuschreiben. 
Es ist zu begrüßen, daß Bundesfinanzmi- 
nister Theo Waigel ausdrücklich erklärt 
hat, daß er in dem jetzt von der Fraktion 
gebilligten Maßnahmenkatalog keine ab- 
schließende Aufzählung der in Betracht 
kommenden „ökologischen Komponenten 
im Steuerrecht" sieht. Wir werden weitere 
Maßnahmen prüfen, dabei allerdings aucn 
berücksichtigen, daß es die Haushaltslage 
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schlicht verbietet, die Steuereinnahmen in 
Milliardenhöhe mit umweltpolitischer 
Zielsetzung in Form von Subventionen 
ünter Verbraucher und Industrieunterneh- 
men zu verteilen. In einer Zeit, in der wir 
trotz befriedigenden Wirtschaftswachs- 
tums feststellen müssen, daß Arbeitslosig- 
keit eher zunimmt, müssen auch umweit- 
Politische Initiativen die allgemeinen Rah- 
•fienbedingungen, wie die Haushaltslage 
des Bundes und die Situation auf dem Ar- 
keitsmarkt, berücksichtigen. 
h der CDU/CSU-Fraktion besteht Einver- 
nehmen darüber, daß wir unsere an- 
spruchsvollen C02-Minderungsziele in 
Deutschland und auf EG-Ebene nur errei- 
chen können, wenn sich zumindest die 
Nichtigen europäischen Industriestaaten 
darauf einigen, daß sie den Energiever- 
brauch auf allen Sektoren verteuern. Je- 
dermann weiß, daß wir die Konzentration 
^°n Klimagasen nicht allein durch eine 
knd-Off-The-Pipe-Technologie und damit 
durch Grenzwerte senken können. CDU 
Und CSU haben in Parteitagsbeschlüssen 
•Mehrfach bekräftigt, daß wir in der Um- 
^Itpolitik zunehmend marktwirtschaftli- 
^e Instrumente einsetzen wollen. Dazu 

gehören Selbstverpflichtungserklärungen, 
^aftungsrechtliche Regelungen, im Abfall- 
!^cht Rücknahmeverpflichtungen, in der 
^'•rnapolitik auch Umweltsteuern. 

anders als Grüne und SPD wissen wir, daß 
? Nicht zu verantworten ist, die COa-Emis- 

Sl°nen bis 2005 allein national um 25 Pro- 
pent zu senken. Die Senkung der C02- 
missionen weltweit um insgesamt 1 Pro- 

zent durch Deutschland wäre meßtechnisch 
lcht mehr erfaßbar, wenn wir durch einen 

||ationalen Kraftakt bewirken, daß die Pro- 
. uktion unter geringeren Umweltschutzauf- 
a§en künftig in Tschechien oder Südostasi- 

stattfindet. Auf diese Weise würden 
^hlreiche Arbeitsplätze in Deutschland 

r'°ren gehen, ohne eine spürbare Umwel- 
entlastung bewirkt zu haben. • 

Regelung bei den 
regenerativen 
Energien vorziehen 
Mit der geplanten Novellierung des 
Baugesetzbuches wird auch der 
§ 35 BauGB in Angriff genommen. 
Da bei der Erstellung von regenerativen 
Anlagen im Hinblick auf deren Genehmi- 
gungsfähigkeit Unsicherheit bei Gemein- 
den und Betreibern herrscht, ist im Sinne 
einer Förderung alternativer und regenerati- 
ver Energien eine zügige gesetzliche Ände- 
rung notwendig, die nicht im Zusammen- 
hang mit der Novellierung des BauGB, 
sondern vorgezogen beraten wird, um mög- 
lichst bald rechtskräftig zu werden. 
Die mit Sachverständigen durchgeführte 
Anhörung im Bauausschuß hat den Kon- 
flikt zwischen der Errichtung von Wind- 

Anhörung zur Privilegierung von 
regenerativen Energie-Anlagen 
(§ 35 BauGB) macht Handlungs- 
bedarf deutlich 

kraftanlagen einerseits und dem Schutz 
der Natur und des Landschaftsbildes ande- 
rerseits deutlich gemacht. 
Peter Götz, Mitglied im Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
und Berichterstatter für die Novellierung 
des Baugesetzbuches: In den folgenden 
Beratungen muß es darum gehen, eine 
Formulierung des Außenbereichsparagra- 
phen 35 BauGB zu finden, der sowohl den 
berechtigten Anliegen der Förderung von 
Windenergie, Wasserkraft und Biomasse, 
aber auch dem Natur- und Landschafts- 
schutz Rechnung trägt und gleichzeitig 
den Gemeinden das Recht einräumt, im 
Rahmen der kommunalen Planungshoheit 
ihre Festlegungen zu treffen. • 
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Notwendige Einsparungen, aber 
keine schlechtere Versorgung 

Die Koalitionsfraktionen haben in 
dieser Woche das folgende Eckwer- 
tepapier verabschiedet: 

Wie in allen westlichen Industriestaaten 
steht auch das Gesundheitswesen 
Deutschlands vor großen finanziellen Her- 
ausforderungen. Dabei spielt die Kosten- 
entwicklung in den Krankenhäusern eine 
maßgebliche Rolle. Die aktuelle Ausga- 
bendynamik wurde wesentlich durch poli- 
tische Entscheidungen mitverursacht. 
Die Koalition erwartet von der Einführung 
der 2. Stufe der Pflegeversicherung die 
vorgesehene Entlastung von 2,7 Mrd. DM 
im Krankenhausbereich und fordert die 
Länder auf, ihrer politischen Zusage zur 
Investitionsfinanzierung von 
Pflegeeinrichtungen nachzukommen. Die 
Gesetzliche Krankenversicherung darf 
künftig nicht mehr als Verschiebebahnhof 
zur Entlastung staatlicher Haushalte und 
anderer Sozialsysteme benutzt werden. 
Eine wirksame Kostenkontrolle der Aus- 
gaben der Gesetzlichen Krankenver- 
sicherung ist ohne Einbeziehung der Kran- 
kenhäuser nicht möglich, da inzwischen 
rund ein Drittel der Gesamtausgaben auf 
sie entfällt. 
Notwendige Einsparungen im Kranken- 
haus dürfen nicht zu einer Verschlechte- 
rung der Versorgungsqualität führen. Ziel 
muß bleiben, die Bürger im Krankheitsfall 
unabhängig von ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit umfassend abzusi- 
chern. Auch in der Zukunft brauchen wir 
eine qualitativ hochwertige Krankenhaus- 
versorgung, deren Rahmenbedingungen 
von der Politik festzulegen sind. Ihre Um- 

setzung soll verstärkt in die Hand der 
Selbstverwaltung gelegt werden. 
Maßstab hierfür sind 
• mehr Wettbewerb in der sozialen Kran- 

kenversicherung 
• mehr Transparenz der Leistungen 
• mehr Eigenverantwortung aller Betei- 

ligten sowie 
• der Grundsatz ambulant vor stationär. 
Die Koalition hat sich deshalb auf folgen- 
de Eckpunkte verständigt: 

1. Sicherung der medizinischen 
Qualität in der stationären 
Versorgung 

Qualitätssicherung ist ein unerläßlicher 
Bestandteil einer humanen und wirkungs- 
vollen medizinischen Versorgung. Sie ist 

Eckpunkte zur stationären 
Versorgung im Rahmen 

der 3. Stufe der 
Gesundheitsreform 

wie im ambulanten Bereich Aufgabe der 
Ärzte, die sie bei der Erbringung ihrer 
Leistungen zu verwirklichen haben. Es Ist 

Aufgabe der Ärztekammern, Standards 
vorzugeben, ihre Einhaltung zu überwa- 
chen und die Fortbildung für alle Ärzte Zu 

intensivieren. Die Verträge zwischen den 
Krankenkassen und den Krankenhäusern 
müssen bei der Qualitätssicherung die Zu- 
ständigkeit der Ärztekammern berücksic*1 
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llgen und diese deshalb intensiver beteili- 
gen. 

2. Investitionsfinanzierung und 
Krankenhausplanung 

Für eine Übergangszeit von drei Jahren 
S°H entsprechend der bisherigen Förder- 
Praxis die Finanzverantwortung für den 
Teilbereich der Instandhaltungsinvestitio- 
nen bei den Ländern bleiben. Die Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP haben hierzu 
einen Gesetzentwurf im Deutschen Bun- 
destag eingebracht; sie sind bereit, im 
Nahmen des Gesetzgebungsverfahrens mit 
dem Bundesrat hierüber und über weitere 
Schritte zu sprechen. 

^sprechend der Entschließung des Deut- 
Schen Bundestages anläßlich der Verab- 
redung des Gesundheitsstrukturgeset- 
^s soll das duale Finanzierungssystem 
'Finanzierung der Investitionen durch die 
^undesländer und der laufenden Kosten 

Urch die Krankenkassen über die Pflege- 
^ätze) schrittweise durch ein monistisches 

lnanzierungssystem (Finanzierung insge- 
j^t über die Pflegesätze) ersetzt werden. 
*j-s darf keine Beitragserhöhungen wegen 
er Einführung des monistischen Finan- 

^'erungssystems geben. Deshalb wird an 
er Forderung nach finanzieller Kompen- 

' ai»on durch die Länder festgehalten. 

d er Sicherstellungsauftrag für eine be- 
arfSgerechte stationäre Versorgung ver- 

d eit)t bei den Ländern. Auf der Grundlage 
/s ^zeitigen Finanzierungssystems er- 
^.'§t die Krankenhausplanung der Länder 
v 

nftig im Einvernehmen mit den Landes- 
kunden der Krankenkassen. Für die 

ngen Beteiligten an der Krankenhaus- 
jj.anung bleibt es beim geltenden Recht, 
i     Versorgungsvertrag kann durch jeden 
Sc,ndesverband der Krankenkassen ge- 
Pj  ?SSen oder gekündigt werden. Bei 

Krankenhäusern ist entsprechend dem 

geltenden Recht die Kündigung nur im 
Einvernehmen mit dem Land möglich. 

3. Vergütung 

Die mit dem Gesundheitsstrukturgesetz 
eingeleitete Reform zu einer leistungsori- 
entierten Vergütung wird fortgesetzt. Dazu 
wird die Weiterentwicklung der Fallpau- 
schalen- und Sonderentgeltkataloge den 
Selbstverwaltungspartnern auf der Bun- 
des- und Landesebene übertragen. Die 
Entgelthöhe wird nicht mehr über Punkt- 
zahlen und Punktwerte, sondern in Form 
von Preisen direkt auf der Landesebene 
vereinbart. 

Die für stationäre Leistungen insgesamt 
aufzubringenden Mittel werden wirksamer 
in den Gesamtfinanzierungsrahmen der 
Gesetzlichen Krankenversicherung einge- 
bunden. 

Die Bundespflegesatzverordnung wird er- 
gänzend zu den bereits eingeleiteten Än- 
derungen des Pflegesatzrechtes (Ausset- 
zung Pflege-Personalregelung 1996, Strei- 
chung 5 Prozent-Interessensquote und der 
Bandbreite für Erlösausgleiche bei Fall- 
pauschalen und Sonderentgelten) zur 
Feinsteuerung fortentwickelt. 

Darüber hinaus vereinbaren die Vertrags- 
parteien auf der Landesebene eine Ge- 
samtvergütung und deren Zuwachsrate als 
Obergrenze für die Summe der Erlöse der 
Krankenhäuser im Lande. Die dazu erfor- 
derlichen Verbandsstrukturen werden auf 
privatrechtlicher Grundlage geschaffen. 
Zur Konfliktlösung wird ein Schiedsver- 
fahren vorgesehen. 

Die Selbstverwaltungspartner schreiben 
unter Berücksichtigung der medizinischen 
Entwicklung, der Struktur der Versicher- 
ten, der Leistungsentwicklung in anderen 
Versorgungsbereichen sowie der Entwick- 
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lung der beitragspflichtigen Einnahmen 
die Gesamtvergütung eigenverantwortlich 
fort. 

Die Krankenkassen schließen mit den 
Krankenhäusern auf der Grundlage der 
Bundespflegesatzverordnung die Pflege- 
satzvereinbarung. Für jedes Krankenhaus 
wird ein Gesamterlösbetrag (Fallpauscha- 
len, Sonderentgelte, Abteilungspflegesät- 
ze, Basispflegesatz, vor- und nachstationä- 
re Leistungen, ambulante OP-Leistungen) 
vereinbart. 

Soweit die Summe der örtlichen Erlösver- 
einbarungen die Gesamtvergütung auf der 
Landesebene überschreitet, werden ent- 
sprechende lineare Anpassungen der Ver- 
einbarungen auf der örtlichen Ebene vor- 
genommen. Überschreiten die im Wirt- 
schaftsjahr erzielten Erlöse der Kranken- 
häuser den landesweiten Gesamtvergü- 
tungsbetrag, sind die verursachenden 
Krankenhäuser zu Ausgleichen (Rückzah- 
lung des individuellen Überschreitungsbe- 
trages) verpflichtet. Die Ausgleiche wer- 
den mit den Vergütungsvereinbarungen 
des folgenden Jahres verrechnet (1997 
wird 1999 ausgeglichen). 

Bei durch Notfälle bedingten Ereignissen 
mit erheblicher Folgewirkung für die Ge- 
währleistung der notwendigen Kranken- 
hausversorgung kann ein adäquater Aus- 
gleich für die betroffenen Krankenhäuser 
in der Pflegesatzvereinbarung des 
übernächsten Jahres vorgesehen werden. 

Die Regelungen über eine Gesamtvergü- 
tung und deren jährliche Zuwachsraten 
gelten bis einschließlich 1999. Die Bun- 
desregierung berichtet dem Deutschen 
Bundestag bis zum 30. Juni 1999 über die 
Entwicklung der Krankenhausausgaben 
und ihren Anteil an den Gesamtausgaben 
der Gesetzlichen Krankenversicherung so- 
wie über die Entwicklung der Leistungs- 
fähigkeit der Krankenhäuser. 

4. Verbesserung der ambulanten 
und stationären 
Versorgungsstrukturen 

Durch das Gesundheitsstrukturgesetz sind 
die Möglichkeiten der Krankenhäuser 
durch ambulantes Operieren sowie vor- 
und nachstationäre Behandlung entschei- 
dend verbessert worden. Eine darüber hin- 
ausgehende institutionelle Öffnung der 
Krankenhäuser für ambulante Behandlun- 
gen ist nicht sachgerecht. 
Qualifizierte Fachärzte in Krankenhäusern 
erhalten die Möglichkeit, hoch- 
spezialisierte Leistungen zur Sicherstel- 
lung der örtlichen Versorgung nach Über- 
weisung durch einen niedergelassenen 
Facharzt ambulant zu erbringen. Dies er- 
folgt durch persönliche Ermächtigung im 
Gesetz. Die Leistungen sind persönlich zu 
erbringen. In dreiseitigen Verträgen wer- 
den der Katalog hochspezialisierter Lei- 
stungen und das Anforderungsprofil an die 

Qualifikation bestimmt. 
Für die stationäre Versorgung in Praxiskl'' 
niken entfällt die für den Abschluß eines 
Versorgungsvertrages vorgesehene Be- 
darfsprüfung. Das Institut der Praxisklim* 
wird gesetzlich konkretisiert. Für ambu- 
lante Operationen wird eine verlängerte 
postoperative Beobachtungsphase ermög' 
licht. Die belegärztliche Tätigkeit soll vef' 
stärkt werden. Insbesondere werden bei 
der vertragsärztlichen Bedarfsplanung 
Ausnahmeregelungen zugunsten der be- , 
legärztlichen Tätigkeit und für Praxisklin'' 
ken vorgesehen. 
Die Großgeräteplanung wird aufgehoben- 
Die Verpflichtung der Kassenärztlichen 
Vereinigungen zur Sicherstellung der 
notärztlichen Versorgung rund um die un 
sowie die Kooperation zwischen Haus-, 
Fach- und Krankenhausärzten werden 
konkretisiert. 
Die Vertragskompetenz der Selbstverwal- 
tung muß so ausgestaltet werden, daß Vera11 '1 
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Zahl der Plätze im Freiwilligen Ökologischen 
Jahr (FÖJ) wird verdoppelt 

Bundesministerin Claudia Nolte 
kündigte im Rahmen der Beratun- 
gen zum Bundeshaushalt 1996 im 
Deutschen Bundestag an, daß die 
Mittel für das FÖJ im kommenden 
Jahr erhöht und damit die Zahl der 
Plätze gegenüber 1994 verdoppelt 
werden sollen. 

Claudia Nolte: „Mit dem Freiwilligen 
Sozialen und Ökologischen Jahr erhal- 
ten junge Menschen die Chance, sich 
zu bewähren und zu engagieren - für 
andere Menschen, für kulturelle 
Zwecke, für die Umwelt und andere 
gemeinschaftliche Belange. Persönli- 
cher und öffentlicher Nutzen verbin- 
den sich in fruchtbarer Weise." 

Das FÖJ, das die CDU-geführte Bun- 
desregierung in der vergangenen Legis- 
laturperiode eingeführt hat, sei ein Rie- 
senerfolg und ein Beweis dafür, daß 

große Teile der Jugend bereit sind, sich 
gesellschaftlich und politisch zu enga- 
gieren. Darüber hinaus bietet es jungen 
Menschen die Chance, sich zu orientie- 
ren. Sie haben ferner die Möglichkeit, zu 
prüfen, ob sie für ein späteres berufli- 
ches Engagement in einem entsprechen- 
den Arbeitsbereich geeignet sind. 

SPD macht nicht mit 
Aus einer Untersuchung des Ministeri- 
ums ist bekannt, daß mehr als 90 Pro- 
zent aller Teilnehmer ihre Erfahrungen 
in diesem Jahr als gut oder sehr gut 
bewerten und bereit wären, erneut ein 
solches Jahr zu leisten. Um so bedau- 
erlicher, daß die SPD-geführten Län- 
der Hamburg und Rheinland-Pfalz im- 
mer noch keine Plätze im FÖJ einge- 
richtet haben und jungen Menschen 
den Zutritt zu diesem Bewährungsfeld 
verweigern. 

erungen der Versorgungsstruktur durch fi- 
^zielle Anreize gefördert werden können. 

S- Sofortmaßnahmen 1996 

ie vorgesehenen strukturellen Maßnah- 
yei können erst im Jahre 1997 greifen. 
°r diesem Hintergrund zwingen die von 
er Konzertierten Aktion im Gesundheits- 
esen festgestellten drohenden Belastun- 

*en durch Ausgaben für Krankenhauslei- 
d
Ungen im Jahre 1996 - insbesondere 
Urch die ungelöste Problematik des In- 

t ,^
dhaltungsaufwandes - zu einer unmit- 

w °ar wirksamen Sofortmaßnahme. Dazu 
ja?rden die Budgets der Krankenhäuser im 

re 1996 höchstens um die lineare Stei- 
^gsrate des Vergütungstarifvertrags 

des BAT erhöht. Ausnahmetatbestände 
gibt es nicht. 

6. Das Gesetzgebungsverfahren 

für die Krankenhausreform 

wird unverzüglich eingeleitet 

Die Arbeitsgruppe der Koalitionsfraktio- 
nen wird die Gespräche über die Reform 
des ambulanten Versorgungsbereiches 
schnellstmöglich aufnehmen und in die- 
sem Jahr abschließen. Bei den weiteren 
Reformschritten sind die Eigenverantwor- 
tung bei allen Beteiligten und die Transpa- 
renz in der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung zu verstärken. • 
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Kommunale Selbstverwaltung in 
der Europäischen Union gesichert 
Einen wichtigen Schritt zur Sicherung 
und Garantie der kommunalen Selbst- 
verwaltung in der EU hat der XI. Kon- 
greß der Europäischen Christdemokra- 
ten (EVP) vom 5. bis 7. November in 
Madrid mit der Verabschiedung von 
„Vorschlägen und Zielsetzungen für die 
Regierungskonferenz 1996" vollzogen. 
Neben der Forderung, die Handlungs- 
fähigkeit der Union und ihrer Organe zu 
stärken, bevor weitere Mitglieder aufge- 
nommen werden, steht im Mittelpunkt der 
Diskussion eine stärkere Beteiligung der 
Bürger Europas und die sog. Transparenz, 
also die Durchschaubarkeit der Rechtset- 
zungs- und Entscheidungsverfahren der 
Organe der Gemeinschaft. 
Wir haben immer den Standpunkt vertre- 
ten, daß sich der Fortschritt der Europäi- 
schen Integration auf die aktive Beteili- 
gung der Bürger stützen muß, die natur- 
gemäß dort am stärksten ist, wo die Über- 
schaubarkeit politischer Entscheidungen 
„hautnah" gestaltet werden kann, also in 
den kommunalen Gebietskörperschaften. 
Der Vertrag von Maastricht hat in das Ver- 
fassungsrecht der Union den Grundsatz 
der Subsidiarität aufgenommen, indem es 
in der Präambel des Vertrages heißt, daß 
die „Entscheidungen der Union dem Sub- 
sidiaritätsprinzip entsprechend möglichst 
bürgernah" getroffen werden sollen. Und 
nach Artikel 3 b sollen die Organe der Ge- 
meinschaft nur tätig werden, sofern und 
soweit die Ziele der in Betracht gezogenen 
Maßnahmen auf der Ebene der Mitglied- 
staaten nicht besser bzw. nicht ausreichend 
erreicht werden können. 
Nun erlebt der Unionsbürger Europa und 
die Umsetzung europäischen Rechts vor 
allem „vor Ort" in seiner Kommune. Orts- 

nahe Information und praxisnahe Umset- 
zung und Anwendung europäischen Rechts 
sind also eine der Grundvoraussetzungen 
für das Einverständnis unserer Mitbürger 
mit der europäischen Integration. 
Die logische Konsequenz ist die Garantie 
der kommunalen Selbstverwaltung durch 
die Verfassung und die Handlungsweise 
der Organe der Europäischen Union ent- 
sprechend den Grundsätzen der „Europäi- 
schen Charta der kommunalen Selbstver- 
waltung" des Europarates vom 15. Okto- 
ber 1985. Dem kann auch nicht entgegen- 

Von Heinrich A. Hoffschulte, 
Präsident der Deutschen 
Sektion des Rates der 
Gemeinden und Regionen 
Europas (RGRF) 

gehalten werden - wie dies von einigen 
Nationen in der Vergangenheit geschah -> 
daß die Rolle der Kommunen und ihrer 
Aufgaben eine „interne Angelegenheit" 
der einzelnen Mitgliedstaaten sei. 
In der Bundesrepublik kommt ja auch nie 
mand auf die Idee, daß angesichts der Ga- 
rantie der Grundsätze der kommunalen 
Selbstverwaltung durch die LandesverfaS' 
sungen Artikel 28 des Grundgesetzes 
überflüssig ist. Im Gegenteil: Wegen der 
vielfältigen Auswirkungen der Bundesge' 
setzgebung unmittelbar auf die Kommu- 
nen ist die Notwendigkeit des Artikels 1° 
nicht nur anerkannt, sondern seine Aussa- 
gekraft ist durch eine Ergänzung zu der ö" 
nanziellen Ausstattung der Kommunen bß 

der letzten Grundgesetzänderung noch ef' 
gänzt worden. Doch bis zur förmlichen 
Aufnahme der Garantie der kommunalen 
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Selbstverwaltung (oder der Grundzüge der 
Europäischen Charta von 1985) in das 
Verfassungsrecht der Union dürfte es noch 
e*n weiter Weg sein. 
^eshalb habe ich seit dem Abschluß des 
Vertrages von Maastricht als wichtigen 
Schritt auf dem Wege zu diesem Ziel vor- 
geschlagen, zunächst und vor allem auf ei- 
ne Erweiterung des Grundsatzes der Sub- 
•Jdiarität auch auf das Verhältnis zwischen 
aer Union und den (Regionen und) kom- 
munalen Gebietskörperschaften zu drän- 
gen. Gerade die Partner in der Europäi- 
schen Union, die eine Einmischung der 
Brüsseler Organe auf das notwendige Maß 
reduzieren möchten, müssen den Stand- 
Punkt teilen, daß dies nicht nur für die 
^Ugliedstaaten gilt, sondern erst recht für 
eren Regionen und kommunalen Ge- 

bletskörperschaften. 
^uf dem EVP-Kongreß am 677. Novem- 
er J995 wurde nun aufgrund verschiede- 
er Änderungsanträge aus mehreren Na- 
°nen das „Grundsatzdokument" unter 
ern Titel „Handlungsfähigkeit, Demokra- 
e und Transparenz, die Europäische Uni- 

auf dem Wege zum vereinten Europa" 
J*1 entsprechende Passagen ergänzt. 
örtlich heißt es: 

'•Das Subsidiaritätsprinzip muß künftig 
besser als bisher angewendet werden. 
• • • Der Grundsatz der Subsidiarität gilt 
auch im Verhältnis der Union zu den lo- 
wlen und regionalen Gebietskörper- 
Schaften. Das Subsidiaritätsprinzip in 
Artikel 3 b, Abs. 2 EGVsollte klarstel- 
lend wie folgt lauten: 
"*€ Gemeinschaft wird nach dem Sub- 
Sldiaritätsprinzip nur tätig, sofern und 
s°weit die Ziele der in Betracht gezoge- 
en Maßnahmen auf der Ebene der 
ltgliedstaaten oder der regionalen 

Und lokalen Gebietskörperschaften, die 
nach dem internen Recht der Mitglied- 

aaten über entsprechende Zuständig- 

keiten verfügen, nicht ausreichend er- 
reicht werden können." 

Und gleichsam zur Bekräftigung wurde 
den Leitsätzen dieses Grundsatzdokumen- 
tes noch hinzugefügt: 

„Die regionalen und kommunalen Ge- 
bietskörperschaften können durch ihre 
Bürgernähe zur besseren Verwirkli- 
chung des Subsidiaritätsprinzip^ und 
zur vertieften demokratischen Legiti- 
mation der Europäischen Union beitra- 
gen " 

Zur Begründung bekräftigt das Grundsatz- 
dokument, daß „die Regionen und lokalen 
sowie regionalen Gebietskörperschaften in 
der Europäischen Union Ausdruck der 
kulturellen, wirtschaftlichen und politi- 
schen Vielfalt in Europa sind". 
Mit alledem wird klargestellt, daß sich 
Brüsseler Politik nicht in das interne Ver- 
hältnis der Mitgliedstaaten zu ihren Regio- 
nen und Kommunen einmischen möchte. 
Eine konsequente Anwendung des Subsi- 
diaritäts-Grundsatzes setzt aber voraus, 
daß gerade auch der jeweilige nationale 
Bestand an regionaler und kommunaler 
Unabhängigkeit und Selbstverwaltung re- 
spektiert und garantiert wird. 
Liest man die Geschichte des Artikels 28 
unseres Grundgesetzes nach, so wird man 
feststellen, daß die Väter des Grundgeset- 
zes seinerzeit auf eine Ausformulierung 
des Prinzips der Subsidiarität ausdrücklich 
verzichteten mit dem Hinweis, die Garan- 
tie der kommunalen Selbstverwaltung in 
Artikel 28 sei eine konkretere (und damit 
letztlich präzisere) Ausformung eben des 
Subsidiaritätsprinzips. Auf die derzeitige 
europäische Diskussion für die Revisions- 
konferenz zu den Maastrichter Verträgen 
angewandt, bedeutet dies, daß die vorge- 
schlagene Ergänzung des Artikels 3 b 
letztlich der Durchbruch zu einer eigent- 
ständigen Garantie der kommunalen 
Selbstverwaltung im Verfassungsrecht 
der Union ist. 
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Sie brauchen Zeit und 
Überzeugungskraft 

In den letzten UiD-Ausgaben haben wir 
über erfolgreiche Mitgliederwerbeak- 
tionen sowie über die Organisation und 
Planung berichtet. Des weiteren haben 
wir im UiD 28/95 Tips und Anregungen 
gegeben, wie Sie zu qualitativ guten 
Adressen für Ihre Aktion kommen. 
Nachdem die Adressensammlung - der 
erste und wichtigste Schritt für eine 
erfolgreiche Mitgliederwerbeaktion - 
abgeschlossen ist, sind folgende Maß- 
nahmen als nächstes zu tätigen: 
• Bestimmung eines Aktionsleiters 
• Gewinnung von Dialog-Partnern 
• Anschreiben an die Zielgruppe, mit der 

Gespräche für eine Mitgliedschaft ge- 
führt werden sollen. 

• Schulung der Dialog-Partner. 

Der Aktionsleiter 
Für die Aktion bestimmt der Kreisverband 
einen Verantwortlichen, der die Aktion 
„Bürgergespräche" leitet. Der Aktionslei- 
ter ist für die Vorbereitung, Koordinierung 
und organisatorische Durchführung der 
Mitgliederwerbeaktion verantwortlich. 
Der Aktionsleiter oder die Aktionsleiterin 
sollte deshalb unbedingt genügend Zeit 
und den notwendigen Durchsetzungswil- 
len besitzen. Da selbst ein Tausendsassa 
eine solche Aktion nicht allein bewältigen 
kann, werden ihm aus den Orts- und Ge- 
meindeverbänden „Dialogpartner" an die 
Seite gestellt, die die Hausbesuche absol- 
vieren. 
Der Aktionsleiter muß seine „Dialogpart- 
ner" motivieren können. Er richtet auf, 
wenn es einmal zwei Tage hintereinander 
nicht so geklappt hat, wie man es wollte. 

Er spornt an, er fordert Leistungen heraus- 
Um seinen Dialogpartnern ein Beispiel i$ 
geben und sie zu motivieren, sollte der 
Gesprächsbeauftragte als Aktionsleiter 
selbst auch bereit sein, eine Reihe von 
Hausbesuchen durchzuführen, um entsptf' 
chende Mitgliederwerbungen vorweisen 
zu können. Der Aktionsleiter darf nicht 
nur vom Schreibtisch Regie führen. 

Seine wichtigen Fähigkeiten und Erfah- 
rungen: Planung, Organisation, Men- 
schenführung, Delegation der Verantwor- 
tung, zupackend. Kurz: ein Manager. Die 
richtige Wahl des Aktionsleiters ist aus- 
schlaggebend für den Erfolg der Mitglie- 
derwerbeaktion. 

Die Dialogpartner 
Die CDU-Dialogpartnerin oder der CDU' 
Dialogpartner ist ein Mitglied, das bereit 
ist, einzelne Bürger persönlich anzuspre- 
chen und sie im Gespräch als Mitglied fu 

die CDU zu gewinnen. Für Ihre Aktion 
benötigen Sie mehrere „Dialogpartner"- 

Der „Partner" muß bereit sein, sich für 
diese Aufgabe schulen zu lassen. 
Das Ideal: Eine Person, die kontaktfreudig 
ist, ein sicheres Auftreten, Humor und VY 
timismus hat. Die Person sollte anpas-   . 
sungsfähig sein und ein wenig Organisa11 

onstalent besitzen. Weitere wichtige Ei- 
genschaften: Angenehme persönliche Aü 
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Zahlung, Intelligenz sowie die Begabung, 
§ut zuhören zu können. „Kämpfertypen", 
^e sich hart durchsetzen, sind ungeeignet, 
kin Dialogpartner muß gewinnen, Über- 
zügen können. 
dachen Sie den in Frage kommenden Per- 
sonen deutlich, daß diese Aktion auf eine 
^stimmte Zeit begrenzt ist und keine 
Uaueraufgabe bedeutet. 

^o finden Sie gute Dialogpartner? 
Jjragen Sie die Mitglieder der Ortsvorstän- 
jk nach geeigneten Personen. Sprechen 
^!e darüber bei Versammlungen. Nehmen 
^e Kontakt mit den Vereinigungen auf. 

^ie werben Sie Dialogpartner? 
* Persönliches Anschreiben 
* Persönliches Ansprechen 
* Aktion „Hallo Nachbarn". 

Bei zeitlich begrenzten Intensivaktio- 
nen wie dieser hier hat es sich stets be- 
währt, eine Abstimmung mit den be- 
nachbarten Stadt- oder Gemeindever- 
bänden zu machen. Denn Nachbar- 
schaftshilfe ist bei der Suche nach Dia- 
'ogpartnern sehr wichtig. 
PrauQtn sind gute Dialogpartner. 
In unseren Verbänden haben sich Frauen, 

Nutzen Sie auch unseren „Neuen Leitfa- 
den zur Mitgliederwerbe-Offensive 95/96": 

100.000 Gespräche 
Bestell-Nr. 6101, Verpackungseinheit: 
5 Expl., Preis je Einheit: 12- DM. 

ob im Beruf oder im Haushalt, besonders 
bewährt. Ihre Ausstrahlung und Überzeu- 
gungskraft brachte große Erfolge. 

Gefährlich für unsere Sache ist es, daß wir 
Gutwillige - die zudem einfach bestimmt 
werden - ungeschult auf Mitgliederwer- 
bungs-Reise schicken. Unsere Mitglieder 
sollen Dialogpartner sein, ohne profihaft 
und routiniert zu wirken. Eine gute Sache 
ist an den Mann oder an die Frau zu brin- 
gen - sympathisch. 
Sagen Sie deshalb immer am Anfang: 
Schulung muß sein! Erst nach einem in- 
tensiven Schulungsseminar wird der Start 
für die Besuchsaktion freigegeben. 

Zum Thema Schulungsseminare 
haben uns in den letzten Wochen 
zahlreiche Anrufe erreicht. Sollten 
Sie weitere Fragen hierzu haben, 
rufen Sie uns unter der Telefon- 
nummer 02 28/5 44-3 78 an. 

Kulturarbeit mit Kindern und Jugendlichen 

Der christlich-demokratische Kin- 
der- und Jugendverband Frisch- 

luft e.V. hat eine neue Broschüre 
herausgebracht, und zwar mit dem 
T'tel „Kulturarbeit mit Kindern und 
Jugendlichen". Der Verband möch- 
te mit dieser Broschüre Eltern, 
Multiplikatoren in der Jugendarbeit 
Ur>d Jugendlichen selbst einen Leit- 
faden an die Hand geben, auf wel- 
che Weise die Freizeit junger Men- 

schen sinnvoll und für den einzel- 
nen und die Gesellschaft gewinn- 
bringend genutzt werden kann. 
Die Broschüre ist gegen Zusen- 
dung von 2 DM erhältlich bei: 

Frischluft e.V. 
Postfach 240116 
53154 Bonn 
Tel. 02 28/310023 
Fax 02 28/31 47 03. 
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CDU zur Zeit stärkste Partei 
in Rheinland-Pfalz 

Wenn nächsten Sonntag Landtagswahl 
wäre, hätte die CDU in Rheinland-Pfalz 
gute Chancen, stärkste Partei zu wer- 
den. Zu diesem Ergebnis kommt der 
„Politrend 95", eine repräsentative Um- 
frage des Südwestfunks. 

Danach liegt die CDU gegenwärtig bei 42 
Prozent gegenüber 40 Prozent im August. 
Die regierende SPD büßt 3 Prozent ein 
und rangiert gegenwärtig bei 40 Prozent. 
Die Grünen legen 1 Prozent zu und ver- 
bessern sich auf 10 Prozent. Unverändert 
bei 5 Prozent steht die FDP. Eine regie- 
rungsfähige Mehrheit könnten CDU oder 
SPD folglich nur mit Hilfe der Grünen 
oder in einer großen Koalition erreichen. 

Zu den Umfrageergebnissen des 
„Politrend 95" des Südwestfunks in 
Zusammenarbeit mit Infas erklärte 
der Landesvorsitzende Johannes 
Gerster: 

Wahlen werden von Wählern am Wahltag 
an den Wahlurnen entschieden. Keinen 
Tag vorher und auch nicht durch Mei- 
nungsumfragen. 

Die Südwestfunk/Infas-Umfrage bestätigt 
aber unsere Erkenntnisse, die ich seit Mo- 
naten, von der SPD immer wieder bespöt- 
telt, mitteile: 
1. Die derzeitige SPD/FDP-Regierung hat 
keine Mehrheit mehr. 

2. Alles spricht dafür, daß die CDU bei 
den Landtagswahlen 1996 wieder mit Ab- 
stand stärkste Partei wird. Der Abwärts- 
trend der SPD setzt sich weiter fort. 
3. Die FDP wird bei weiterem Festklam- 
mern an die SPD keine Überlebenschance 
bekommen. 
4. Bei den Landtagswahlen geht es in 
Wahrheit um die Alternative: CDU oder 
Rot-Grün. t        * 

Kandidaten-Seminar in Kiel 
„Auf dem Weg zum Erfolg - für den 
Wechsel '96" - so lautet das Motto ei- 
nes von dem Bundestagsabgeordneten 
Gert Willner initiierten Kandidaten- 
Seminars, das am Freitag und Sonn- 
abend, dem 24. und 25. November, 
in der Hermann-Ehlers-Akademie 
in Kiel stattfindet. 

Insbesondere die Direktkandidatinnen 
und Direktkandidaten sollen die Gele- 
genheit erhalten, sich fit zu machen für 
die Argumentation im bevorstehenden 

Landtagswahlkampf, indem sie lernen, 
unbefangen vor anderen zu sprechen, 
Redebeiträge zu formulieren und selbst- 
bewußt vorzutragen. 

Mit dabei ist auch Spitzenkandidat 
Ottfried Hennig, der sich ebenso auf 
das Wochenendseminar freut wie eine 
Reihe von Bundestags- und Landtags- 
abgeordneten, die sich gerne dazu be- 
reit erklärt haben, für einen Erfah- 
rungsaustausch in Sachen Wahlkampf 
zur Verfügung zu stehen. 

J 
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Festschrift der Jubiläumsveranstaltung 

am 28. Juni in Berlin 
Der Festakt im Berliner Schauspiel- 

haus war der offizielle Höhepunkt 
jter Geburtstagsfeiern zum 50jährigen 
^stehen der CDU. Anhand vieler Re- 
^ebeiträge und Kurzansprachen wurde 
auf dieser Festveranstaltung der zeitge- 
Schichtliche Bogen von der Parteigrün- 
^ng bis zur Gegenwart gespannt. Zu- 
sätzlich zu diesen Beiträgen enthält die 
pestschrift viele wissenswerte Informa- 
jpnen über die Festredner und ihren 
Werdegang in der CDU. 
dieses Buch eignet sich auch beson- 
Jjörs als repräsentatives Geschenk für 
J'e Ehrung verdienter oder langjähriger 
Mitglieder. 

^estell-Nr.: 4103 
^erPackungseinheit: 1 Expl. 
PreisjeExpl.: 12 DM 
>re"s zzgl. MwSt. und Versand * 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164, 33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 
(*Bei Bestellungen bis zu einem Waren- 
wert von 50 DM wird eine Versandkosten- 
pauschale in Höhe von 5 DM erhoben.) 

„50-Jahre-Medaille" mit Acrylglasständer 
Aus Anlaß des 50jährigen Bestehens 

der CDU bietet die CDU-Bundes- 
geschäftsstelle die limitierte Festauflage 
der Silbermedaille von Salvador Dali zu 
Ehren Konrad Adenauers mit Acrylglas- 
ständer an. 

Die Medaille besteht aus 23 g Silber 
(900/1000) und hat einen Durchmesser 
von 30 mm. Jede Medaille wird mit 
Acrylglasständer und Geschenkkarton 
geliefert. 

Bestell-Nr.: 0084 
Verpackungseinheit: 1 Expl. 
Preis je Expl.: 125- DM zzgl. MwSt. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum, Postfach 11 64 
33759 Versmold, Fax: (05423) 41521 
(Bei Bestellungen bis zu einem Warenwert von 50- DM wird 
eine Versandkostenpauschale in Höhe von 5 DM erhoben.) 

HARMONIE 
IN SINFONIE 
ist der Titel unserer neuen 
Klassik-CD, mit der wir die 
Reihe der erfolgreichen 
CDU-Sonderproduktionen 
fortsetzen. Mit Werken \/oo 
Schubert, Mozart, Tele- 
mann, Haydn und MendelS' 
söhn enthält diese CD eine 
harmonische Zusammen- 
stellung klassischer Sinfon'' 
en. Rechtzeitig für die et- 
was ruhigere Jahreszeit ist 
diese CD ab sofort in unse- 
rem Versandzentrum erhält' 
lieh (Gesamtspieldauer ca- 
64 Minuten). 

Bestell-Nr.: 9116 
Preis je Exemplar: 
7,80 DM zzgl. MwSt. 
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